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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

Nr. 29 MITTWOCH, DEN 9. AUGUST 2000

Tag I n h a l t Seite

§ 1

1. Der Bebauungsplan Barmbek-Nord 32 für den Geltungsbe-
reich Bramfelder Straße, Habichtstraße, Dieselstraße und
U-Bahn (Bezirk Hamburg-Nord, Ortsteil 426) wird fest-
gestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Bramfelder Straße – Habichtstraße – Dieselstraße – über das
Flurstück 5240, West- und Nordgrenze des Flurstücks 4602
der Gemarkung Barmbek – U-Bahn (Flurstück 3394 der
Gemarkung Barmbek).

2. Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die ihm
beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

3. Es wird auf folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können
beim örtlich zuständigen Bezirksamt während der
Dienststunden kostenfrei eingesehen werden. Soweit
zusätzliche Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden sind,
können sie gegen Kostenerstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs be-
zeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann
ein Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlan-
gen. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch her-
beiführen, daß er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen bean-
tragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht
innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalender-
jahres, in dem die in Satz 1 bezeichneten Vermögens-
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Verordnung
über den Bebauungsplan Barmbek-Nord 32

Vom 25. Juli 2000

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 27. August 1997 (Bundesgesetzblatt 1997 I Seite 2142,
1998 I Seite 137) in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Ab-
satz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom
30. November 1999 (Hamburgisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seite 271), § 6 Absätze 4 und 5 des Hamburgischen
Naturschutzgesetzes vom 2. Juli 1981 (Hamburgisches Gesetz-
und Verordnungsblatt Seite 167), zuletzt geändert am
4. November 1997 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seiten 489, 493) sowie § 1 Absatz 2 und § 3 Absatz 2 der
Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (Ham-
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 134) wird
verordnet:
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nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs
herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Num-
mern 1 und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a inner-
halb eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b
innerhalb von sieben Jahren seit dem Inkrafttreten des 
Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem örtlich
zuständigen Bezirksamt geltend gemacht worden sind;
der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel
begründen soll, ist darzulegen.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. Im Kerngebiet sind Einkaufszentren, großflächige Einzel-
handelsbetriebe und sonstige großflächige Handelsbetriebe
nach § 11 Absatz 3 der Baunutzungsverordnung in der Fas-
sung vom 23. Januar 1990 (Bundesgesetzblatt I Seite 133),
zuletzt geändert am 22. April 1993 (Bundesgesetzblatt I
Seiten 466, 479), unzulässig.

2. Auf den Kerngebietsflächen sind durch geeignete Grund-
rißgestaltung die Aufenthaltsräume den lärmabgewandten
Gebäudeseiten zuzuordnen. Soweit die Anordnung von
Aufenthaltsräumen an den lärmabgewandten Gebäude-
seiten nicht möglich ist, muß für diese Räume ein aus-
reichender Lärmschutz durch bauliche Maßnahmen an

Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der
Gebäude geschaffen werden.

3. Für die Erschließung der Flurstücke 4617 und 1069 ist eine
Grundstückszufahrt über die Flurstücke 4623 und 1068
anzulegen.

4. Auf den privaten Grundstücksflächen sind Stellplätze,
Fahr- und Gehwege in wasser- und luftdurchlässigem
Aufbau herzustellen.

5. Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für je vier Stellplätze
ein Baum zu pflanzen.

6. Für die zu erhaltenden Bäume und Sträucher sind bei
Abgang Ersatzpflanzungen vorzunehmen. Außerhalb der
öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind Geländeauf-
höhungen oder Abgrabungen im Kronenbereich dieser
Bäume unzulässig.

7. Für zu pflanzende Bäume sind großkronige einheimische
Laubbäume mit einem Stammumfang von mindestens
18 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden gemessen, zu
verwenden. Im Kronenbereich dieser Bäume ist eine offene
Vegetationsfläche von mindestens 12 m2 anzulegen.

8. Im Kerngebiet sind mindestens 15 vom Hundert (v. H.) der
Grundstücksflächen mit Bäumen und Sträuchern zu
bepflanzen.

9. Die nicht überbauten Flächen auf Tiefgaragen sind mit
einem mindestens 50 cm starken durchwurzelbaren Sub-
strataufbau zu versehen und zu begrünen. Soweit Bäume
angepflanzt werden, muß auf einer Fläche von mindestens
12 m2 je Baum die Schichtstärke mindestens 1 m betragen.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 25. Juli 2000.

Das Bezirksamt Hamburg-Nord
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Einziger Paragraph

(1) Diese Verordnung gilt für die in der anliegenden Karte
durch eine durchgehende rote Linie abgegrenzten Flächen der
Gemarkung Heimfeld (Bezirk Harburg, Ortsteil 711).

(2) Zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Gebiets
auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt bedürfen in dem in
Absatz 1 bezeichneten Gebiet der Rückbau, die Änderung, die
Nutzungsänderung oder die Errichtung baulicher Anlagen der
Genehmigung, und zwar auch dann, wenn nach der Baufrei-
stellungsverordnung vom 5. Januar 1988 (Hamburgisches
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 1), zuletzt geändert am
21. Januar 1997 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seiten 10, 11), in der jeweils geltenden Fassung eine
Genehmigung nicht erforderlich ist. Die Genehmigung zum

Rückbau, zur Änderung oder zur Nutzungsänderung darf nur
versagt werden, wenn die bauliche Anlage allein oder im
Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen das Ortsbild
oder die Stadtgestaltung prägt oder sonst von städtebaulicher,
insbesondere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung
ist. Die Genehmigung zur Errichtung der baulichen Anlage
darf nur versagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt des
Gebiets durch die beabsichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt
wird.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:
Unbeachtlich sind Mängel der Abwägung, wenn sie nicht
innerhalb von sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten dieser
Verordnung schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen
Bezirksamt geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der
den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

Verordnung
über die Erhaltung baulicher Anlagen in Heimfeld

Vom 31. Juli 2000

Auf Grund von § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bauge-
setzbuchs in der Fassung vom 27. August 1997 (Bundesgesetz-
blatt 1997 I Seite 2142, 1998 I Seite 137) in Verbindung mit § 4
des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom
30. November 1999 (Hamburgisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seite 271) und § 2 Satz 1 Nummer 2 der Weiter-
übertragungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (Hambur-
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 134) wird ver-
ordnet:

Hamburg, den 31. Juli 2000.

Das Bezirksamt Harburg
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